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FACHLICHE STELLUNGNAHME

zu den Informationsblättern (Erstinformation über das Asylverfahren, Merkblatt über Pflichten und Rechte von Asylwerbern, Orientierungsinformation, Belehrung zu Dublin II, Information zu EURODAC-VO) des Bundesasylamt entsprechend dem 

Asylgesetz 2003 §24 Abs.3 und §26

aus ethnologischer Sicht

1. Sind schriftliche Informationen dazu geeignet Menschen anderer kultureller Sozialisation über das Rechtsverständnis in Österreich so in Kenntnis zu setzen, dass sie diese auch entsprechend handhaben können?

Grundsätzlich ist fest zu halten, dass das Medium eines schriftlichen Informationsblattes kultur- und schichtspezifisch nur für bestimmte Menschengruppen geeignet ist. In vielen Kulturen wird die mündliche oder auch bildliche Darstellung bevorzugt. Die schriftliche Information ist ein Medium der westlichen Industriegesellschaften. Weiters wird damit eine westliche Schulbildung auf einem bestimmten Niveau vorausgesetzt. 

Aus ethnologischer Sicht sind gerade die Rechtssprechung und das Rechtsverständnis stark an die jeweilige Gesellschaft und Kultur gebunden. Das Recht hat die Aufgabe die kulturell festgelegten Regeln der menschlichen Beziehungen in einer bestimmten Gesellschaft festzuhalten und auf deren Einhaltung zu achten. Kultur setzt die Menschen zueinander in bestimmter Weise in Beziehung. In manchen Gesellschaften gibt es kein Fremdenrecht sondern ausschließlich ein Gastrecht, und/oder es herrscht das Gewohnheitsrecht vor. Das Gesetz legt fest, wer wen heiraten darf, wie Besitz oder die ökonomischen Beziehungen geregelt werden, wer zur sozialen/ nationalstaatlichen Gruppe gehört und wer nicht – dies und vieles mehr ist kulturspezifisch sehr verschieden und von den jeweiligen Normen und Werten abhängig, die im  jeweiligen Recht festgelegt sind. Die jeweilige Ordnung, was als Konflikt gesehen und wie dieser gelöst wird, ist kulturell determiniert (siehe dazu rechtsethnologische Untersuchungen)

Aus diesem Grund sollte unbedingt und verpflichtend eine mündliche Rechtsinformation erfolgen – möglichst durch Berater, die sich auch der kulturellen Relativität von Rechtsverständnis und Sprache bewusst sind und darauf Bezug nehmen sowie die Fragen der AsylwerberInnen genauestens beantworten können. Ich habe berechtigte Zweifel daran, dass eine derart differenzierte Beratung in einem so kurzen Zeitraum erfolgen und das Verständnis für unsere Rechtssprechung hergestellt werden kann.

2. Ist die Sprache in den Informationsblättern einfach, klar und kulturungebunden?

Die Sprache in den Informationsblättern bedient sich eines Vokabulars, das auch im Deutschen nur Menschen ab einem bestimmten Bildungsniveau verständlich ist, und sie enthält eindeutig juristische Begrifflichkeiten. Zum Beispiel „Schlepperorganisationen“, „Abschiebeschutz“, „Jugendamt“, „Meldebehörde (Gemeindeamt, Magistrat)“, „ Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes der Asylbehörde“, wie sie im Merkblatt gem. §26 verwendet werden, sind Begriffe, die sich oft nicht wirklich übersetzen lassen, da es Vergleichbares im Herkunftsland möglicherweise nicht gibt. In manchen Ländern ist beispielsweise die Meldepflicht unbekannt, das Zustellwesen ist oft sehr verschieden von dem Österreichischen.

Abgesehen davon ist der Begriff Jugendamt meines Wissens nicht korrekt – in Wien zumindest nennt sich dieses „Amt für Jugend und Familie“.

Auch wenn die Wörter verstanden werden, kann keine Bedeutungsgebung erfolgen.

„Rechtsberater“, „Rechtsvertreter“ - was ist der Unterschied? „Subsidiärer“ Schutz, was ist das? Oder was ist der Unterschied zwischen der ersten Einvernahme „zum maßgeblichen Sachverhalt Ihres Asylvorbringens“ und der Einvernahme nach Zulassung zum Asylverfahren? Warum muss der Flüchtling zweimal seine Glaubwürdigkeit unter Beweis stellen und wann ist er/ sie glaubwürdig? Hängt das von der psychischen Konstitution des Einvernehmenden ab, ob dieser eher vertrauensvoll oder misstrauisch ist? 

Zusätzlich möchte ich anmerken, dass Flüchtlinge oft kein gültiges Reisedokument bzw. einen Lichtbildausweis besitzen. Wie kann er/sie  ein amtliches Schriftstück vom Postamt abholen? (siehe Merkblatt gem. §26, S. 3)

3. Kann der Gesetzgeber davon ausgehen, dass Menschen aufgrund der Aufforderung in einem Informationsblatt über sexuelle Gewalt zu berichten, dies dann auch wirklich in der Lage sind zu tun?

Der Gesetzgeber weiß offensichtlich von den „Eingriffen in die sexuelle Selbstbestimmung“ der verfolgten Menschen in vielen Ländern, da er ja ausdrücklich darauf hinweist, indem er schreibt: „Teilen Sie uns sofort mit, wenn Ihre Furcht vor Verfolgung in Ihrem Heimatstaat auf Eingriffe in ihre sexuelle Selbstbestimmung (z.B. Vergewaltigung, sonstige sexuelle Misshandlung, erfolgte oder drohende Genitalverstümmelung) begründet ist“ (BAA: Erstinformation über das Asylverfahren, S.2) 

Somit müsste er auch wissen, dass Frauen, wenn man sie schriftlich auffordert, von derartigen Misshandlungen und sexueller Gewalt die Behörde in Kenntnis zu setzen, dazu oft nicht in der Lage sind, da dies Vertrauen voraussetzt, gegen kulturelle Normen verstoßen würde, bzw. ihre Sicherheit in der Erstaufnahmestelle, wenn Familienmitglieder, Mitglieder derselben kulturellen Gruppe/ Religion davon erführen – und das wird oft befürchtet – nicht mehr gewährleistet ist. Weiters glauben Frauen oft selbst an der erlebten sexuellen Gewalt schuld zu sein, da ihnen die Verantwortung für ihre sexuelle Reinheit kulturell zugeschrieben wird. Geflüchtete Frauen wissen nicht, wie damit in Österreich umgegangen wird. Aber auch Männer, die sexuell von anderen Männern misshandelt wurden, können nicht einfach aufgrund einer schriftlichen Aufforderung davon berichten. Sexuelle Gewalt ist in vielen Kulturen tabuisiert und wird den Opfern angelastet.

Weiters ist anzumerken, dass Flüchtlinge oft nicht einem Papier glauben schenken können, auf dem steht, dass ihre Angaben zum Fluchtgrund vertraulich behandelt werden. Als Beispiel sind die Flüchtlinge aus den Staaten der ehemaligen Sowjetunion zu nennen, die mit einem allgegenwärtigen Geheimdienst aufgewachsen sind und denen am Papier bereits viele Versprechungen von staatlichen Behörden gemacht und nicht gehalten wurden – auch hier wären besonders Tschetschenien, Aserbaidschan und Armenien zu nennen.

Aus ethnologischer Sicht gewährleisten die oben angeführten Informations- und Merkblätter aufgrund deren kultureller Gebundenheit (schriftliches Medium, schicht- und kulturgebundene Sprache, implizit kulturell determiniertes Rechtsverständnis, kulturspezifische Sicht von Sexualität) nicht, dass die AsylwerberInnen ausreichend über deren Rechte und Pflichten bzw. über den Ablauf und die Rechtsgrundlagen eines Asylverfahrens aufgeklärt sind. Es ist daher nicht  davon auszugehen, dass die Informations- und Merkblätter von den AsylwerberInnen verstanden werden können.

Wien, den 09.06.2004                                            Dr. Ruth Kronsteiner
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FACHLICHE STELLUNGNAHME

zu den Informationsblättern (Erstinformation über das Asylverfahren, Merkblatt über Pflichten und Rechte von Asylwerbern, Orientierungsinformation, Belehrung zu Dublin II, Information zu EURODAC-VO) des Bundesasylamt entsprechend dem 

Asylgesetz 2003 §24 Abs.3 und §26

aus psychotherapeutischer Sicht

Der Gesetzgeber spricht in seinen Informationsblättern ausdrücklich mögliche psychische Probleme aufgrund von traumatischen Erlebnissen, Folterspuren als auch erlebte sexuelle Gewalt der AsylwerberInnen an.

In diesem Fall soll die AsylwerberIn dies sofort einem Rechtsberater und einem Arzt mitteilen: „Haben Sie Folterspuren oder haben Sie psychische Probleme, die mit traumatischen Erlebnissen in Ihrem Heimatland zusammenhängen, so teilen Sie das unbedingt sofort einem Arzt und einem Rechtsberater mit.

Teilen Sie uns sofort mit, wenn Ihre Furcht vor Verfolgung in Ihrem Heimatstaat auf Eingriffe in ihre sexuelle Selbstbestimmung (z.B. Vergewaltigung, sonstige sexuelle Misshandlung, erfolgte oder drohende Genitalverstümmelung) begründet ist“ (BAA: Erstinformation über das Asylverfahren, S.1-2) 
Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, dass Traumatisierte meist nicht wissen, dass sie traumatisiert sind. Wie viele Menschen, auch in unseren Breiten, wissen sie nicht, dass sie psychische Probleme aufgrund traumatischer Erlebnisse haben. 

Sie wissen zwar, dass sie Schreckliches erlebt haben, aber nicht, dass dies traumatisch ist oder der Grund für psychische Veränderungen. Im Gegenteil - oft werden traumatische Erlebnisse verleugnet, die Gefühle abgespalten und das Trauma negiert. Sie wollen nur eines: Vergessen! Dies sind normale Reaktionen auf abnormale Ereignisse.

Die Diagnose der Traumafolgestörungen wie einer Akuten Belastungsstörung, einer Posttraumatischen Belastungsstörung oder einer Persönlichkeitsveränderung aufgrund traumatischer Erlebnisse nach entsprechenden psychiatrischen Diagnoseschlüsseln (wie DSM IV oder ICD 10)
 erfordert selbst unter Psychotherapeuten eine Spezialisierung auf diesem Gebiet und die Behandlung derselben erst recht
.

Im Erstinformationsblatt gibt es keine Information darüber, warum psychische Probleme, die mit traumatischen Erlebnissen im Herkunftsland zusammenhängen, Folterspuren, sexuelle Gewalt sofort gemeldet werden sollen, außer, dass die Beamten und Dolmetscher dann dasselbe Geschlecht wie der Flüchtling haben werden. Folter und „Eingriffe in die sexuelle Selbstbestimmung“ sind ebenfalls Ursachen für psychische Traumata. 

Der Gesetzgeber setzt an dieser Stelle eine Selbstdiagnose der AsylwerberInnen voraus.

Eine Einvernahme von traumatisierten Menschen, die keine entsprechende Selbstdiagnose vornehmen konnten, hat schwerwiegende Auswirkungen auf die Gesundheit des Flüchtlings und auf sein Asylverfahren. Die Einvernahme kann zum „Trigger“ werden, das heißt, der betroffene Mensch findet sich plötzlich in der traumatischen Situation wieder, als würde er/sie diese gerade erleben. Eine Folge dieser Retraumatisierung ist eine mögliche psychische Dissoziation (Spaltung) und der Mensch ist emotional nicht mehr zugänglich.

Auch die sicherheitsbehördlichen Maßnahmen wie Durchsuchung des Gepäcks, das Nehmen von Fingerabdrücken, das Festgehalten werden in der Erstaufnahmestelle etc.  können „Trigger“ sein, da die Folterer oft genau dasselbe vor der Folterung mit ihren Opfern gemacht haben. 

Eine Beschreibung der traumatischen Gewalttat ohne psychotherapeutische Vorbereitung darauf wirkt in jedem Fall retraumatisierend. Diese Vorbereitung auf die Einvernahme dauert meiner Erfahrung nach mehrere Monate. Hierbei geht es auch um die Vermittlung psychotherapeutischer Techniken, um sich vor der Retraumatisierung bei der Einvernahme schützen zu können. In der Psychotherapie wird sorgfältig untersucht, ob der Patient vernehmungsfähig ist oder nicht. Oft wollen PatientInnen unbedingt die Einvernahme hinter sich bringen, ohne zu wissen, dass sie dadurch das Trauma wieder erleben und ohne zu wissen welche Konsequenzen es hat, wenn sie der Erzählung aus Selbstschutz, um der Dissoziation entgegen zu wirken, vermeiden oder emotionslos oder stockend erzählen – sie sind unglaubwürdig und ihr Antrag wird negativ beschieden. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass traumatisierte Menschen durch Folter, sexuelle Gewalt oder auch psychische Gewalt (wie z.B. das Mitansehen wie andere Menschen zu Tode kommen) in ihrem Urvertrauen schwer beeinträchtigt sein können. Dies hat zu Folge dass derartige Erlebnisse nicht verbalisiert werden können.

Oft ist die erste psychotherapeutische Arbeit die Herstellung einer vertrauensvollen Beziehung.

Das Melden von Folterspuren, psychischen Problemen oder sexualisierter Gewalt, wie dies der Gesetzgeber in seinem Informationsblatt verlangt, setzt die Fähigkeit zu Vertrauen voraus und ist somit den betroffenen Menschen oft nicht möglich. 

Abschließend möchte ich auch darauf hinweisen, dass auch gut gebildete mit dem europäischen Denken vertraute Menschen, wenn sie gerade geflüchtet sind, nicht in der Lage sein können, diesen Informationsblättern kognitiv und emotional zu folgen und die Bedeutungen des Inhalts zu erfassen.

Die oben genannten Informations- und Merkblätter sind nicht dazu geeignet, die AsylwerberInnen ausreichend über den Ablauf eines Asylverfahrens aufzuklären und sie zu befähigen entsprechend, in ihrem eigenen Sinne, zu handeln und Ihr Recht auf Schutz vor Verfolgung geltend zu machen.

Wien, den 09.06.2004                                                  Dr. Ruth Kronsteiner

� DSM IV ist die vierte Version des „Diagnostic and Statistical Manual“ der American Psychiatric Association. ICD 10 ist die zehnte Version der internationalen Klassifikation psychischer Störungen.


� Vgl. Seidler, G.H./ Laszig, P./ Micka, R./ Nolting, B. V. (Hg.):Aktuelle Entwicklungen in der Psychotraumatologie. Gießen 2003





